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Mietereinbauten
Vom Mieter rechtmäßig vorgenommene Einbauten sind bei Modernisierung zu beachten
Kündigt der Vermieter Maßnahmen zur Verbesserung der Mietsache, zur Einsparung von Energie oder Wasser oder zur Schaffung neuen Wohnraums an, kann es sich um eine vom Mieter zu duldende Modernisierung handeln.

Der Mieterschutzbund Berlin e.V. weist darauf hin, dass die Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen der Duldungspflicht des Mieters grundsätzlich einzelfallbezogen vorgenommen werden muss.

Viele Berliner Mieter haben in der Vergangenheit eigene Verbesserungen in ihrer Wohnung vorgenommen. Vor allem handelt es sich um den Einbau von Gasetagenheizungen, die Erneuerung von Bädern und Küchen oder die Überarbeitung von elektrischen Anlagen. Vor diesem Hintergrund kann es für Mieter ärgerlich sein, wenn der Vermieter diese Investitionen mit einer Modernisierung unnütz werden lässt. 

Nunmehr stärkt auch der Bundesgerichtshof den investitionsfreudigen Mietern den Rücken. In einer kürzlich veröffentlichten Entscheidung weist er auf Folgendes hin: Hat der Mieter rechtmäßig Veränderungen an dem Mietobjekt vorgenommen, kann er bei einer beabsichtigten Modernisierung darauf verweisen, dass eine unzumutbare Härte wegen unnütz vorausgegangener Aufwendungen vorliegt.

Der Vermieter kann sich in einem solchen Fall nicht darauf berufen, dass die Mietsache lediglich in einen Zustand versetzt werde, wie er allgemein üblich ist. Entscheidend ist grundsätzlich der gegenwärtige Zustand des Mietobjektes. Zu berücksichtigen sind dabei dann auch die mit Zustimmung des Vermieters vorgenommenen Modernisierungen.

